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Die britischen Unis sindweltweit an der Spitze: Frisch diplomierte Oxford-Studentenwerfen ihre Doktorhüte in die Luft. (2017)

RenéDonzé

Hundert Milliarden Euro. So viel
will die EU in den Jahren 2021 bis
2027 in die Forschung investie-
ren, mindestens. Das Programm
nennt sich Horizon Europe und
ist das Nachfolgeprogramm zu
Horizon 2020. Von diesem
Kuchen könnte sich die Schweiz
ein grosses Stück abschneiden,
wenn sie von der EU an den Tisch
gelassen wird, das heisst, wenn
sie assoziiert wird.

Doch das ist alles andere als si-
cher. Vieles hängt davon ab, ob
die Schweiz das umstrittene Rah-
menabkommenmit der EUunter-
zeichnet. «OhneAbkommen ist es
sehrwahrscheinlich, dasswir aus
Horizon Europe ausgeschlossen
sind», sagt Matthias Egger, For-
schungsratspräsident des Schwei-
zerischen Nationalfonds. «Aus
Sicht von Bildung und Forschung
gibt eswohl keineAlternative zum
Rahmenabkommen», sagt ETH-
Rats-Präsident Fritz Schiesser.

Es sind gewichtige Stimmen,
die sich für eine Einigungmit der
EU starkmachen. Das kommt
nicht von ungefähr: Am Freitag
haben Aussenminister Ignazio
Cassis und Bildungsminister Guy
Parmelin die Spitzen ausWissen-
schaft und Forschung zu einem
Hearing eingeladen.Wie verschie-
dene Teilnehmer anschliessend

Forschung:
Schweizsetzt
aufBriten

sagen, betonten die Bundesräte,
wie stark die Forschungszusam-
menarbeit mit der EU von einem
Ja zumAbkommenabhänge. «Die
Wissenschaft muss mit einer
kompakten Stimme sprechenund
sich vorbehaltlos für dasRahmen-
abkommen einsetzen», sagt dar-
um Antonio Loprieno, Präsident
der Akademien derWissenschaf-
ten, der ebenfalls am Hearing
anwesendwar.

Dass die Angst nicht unbegrün-
det ist, zeigt ein Blick in die Ver-
gangenheit. 2014 hatte die EUdie
Vollassoziierung der Schweiz an
Horizon 2020 sistiert. Sie
reagierte damit auf dieWeigerung
der Schweiz, die Personenfrei-
zügigkeit auf Kroatien auszuwei-
ten. Dies geschah, nachdem die
Schweizer der Zuwanderungs-
initiative zugestimmt hatten. In
der Folge war die Schweiz vor-
übergehend von den EU-Förder-
töpfen ausgeschlossen.

Unis befürchten Desaster
Dennoch erstaunt die enge politi-
sche Verknüpfung, die der Bun-
desrat nunhinter verschlossenen
Türen zwischen Rahmenabkom-
men und Horizon Europe her-
stellt. Die offizielle Haltung des
zuständigen Staatssekretariats
vonGuy Parmelin lautet nämlich:
«Die Schweiz erwartet unabhän-
gig von den Entscheiden betref-

fend Rahmenabkommen weiter-
hin die Teilnahme an Horizon
Europe und setzt sich dafür ein.»
Und die EU-Delegation in der
Schweiz sagt: «Die Schweiz wird
die Gelegenheit haben, ein Asso-
ziationsabkommen abzuschlies-
sen, wie dies heute bei Horizon
2020 der Fall ist.»

Rein juristisch gesehen, haben
Rahmenabkommen und For-
schungszusammenarbeit zwar
tatsächlich nichtsmiteinander zu
tun. Dennoch sind sie politisch
stark verknüpft: Vor demHinter-
grunddes Brexitwill die EU keine
Konzessionenmachen. Bisher be-
handelte sie die Schweiz in der
Forschungszusammenarbeit wie
die EWR-Staaten Norwegen und
Island. Neu findet sie sich zusam-
men mit Grossbritannien in der
Kategorie Drittländerwieder. Ge-
wisse EU-Staaten sähen es denn
auch lieber, wenn diese Länder
ausgeschlossen würden und die
Milliarden in der EU blieben.

Die Forschungswelt ist alar-
miert: Kürzlich hat der Verband
der führenden europäischenUni-
versitäten verlauten lassen, dass
die Forschungszusammenarbeit
mit der Schweiz undGrossbritan-
nien nicht durch politische Spiele
behindert werden dürfe. «Das
wäre ein Desaster», sagt General-
sekretär Kurt Deketelaere. «Vor
allem, wenn man sieht, wie er-

folgreich diese beiden Länder bei
Horizon 2020 sind.» Grossbritan-
nien liegtmit Deutschland an der
Spitze, die Schweiz an achter Stel-
le, was die EU-Forschungsgelder
anbelangt. Umgekehrt finden gut
die Hälfte aller Kooperationen,
die vom Schweizerischen Natio-
nalfonds finanziert werden, mit
EU-Partnern statt. Kommt dazu,
dass in den internationalen Ran-
kings die ETH und britische Uni-
versitätenweit vor jeder europäi-
schen Universität platziert sind.
Schweizer Forscher arbeiten auch
zunehmendmit amerikanischen
und asiatischen Partnern.

Plan B der Briten
Vor diesem Hintergrundmehren
sich Stimmen, dass die Schweiz
sich vermehrt auf eine Zusam-
menarbeit mit den Briten und
Nicht-EU-Ländern konzentrieren
solle. Tatsächlich gibt es auf der
Insel Bestrebungen, eine Art
weltweite Champions League der
besten Universitäten aufzustel-
len,wie verschiedeneQuellen be-
stätigen. So planen die Briten
einen neuenFonds, umweltweite
Kooperationen zu fördern. Vorge-
sehen sind sowohl bilaterale als
auch multilaterale Vereinbarun-
gen. «Wir haben gute Partner-
schaften mit vielen Ländern
innerhalb und ausserhalb der
EU», teilt die Dachorganisation

ScheiteredasRahmenabkommen
mitderEU, leidedieSchweizer
Forschung, sagtderBundesrat.
Nunstreckt erdieFühlernach
Grossbritannienaus

der britischen Forschungsräte
mit. «Wir sind bestrebt, diese
weltweiten Partnerschaften zu
stärken.» Auch mit der Schweiz
sei dies geplant. Das britische Bil-
dungsdepartement betont die
guten Beziehungen mit den
Schweizer Forschungsstätten.
«Wir wünschen, dass diese enge
Zusammenarbeit weiterbesteht.»

Beim Bund gibt es ebenfalls
Bestrebungen in diese Richtung,
wie Insider bestätigen. Dem Ver-
nehmen nach plant Parmelin im
Herbst einen Besuch bei den Bri-
ten. Sein Staatssekretariat bestä-
tigt das nicht, teilt aber mit: «Wir
werden grundsätzlich genau son-
dieren, wo wir unsere Beziehun-
gen mit dem Vereinigten König-
reich intensivieren können.» Die
Rede ist voneinembilateralenFor-
schungsrahmenprogramm. «Es ist
kein Ersatz für eine Assoziierung
anHorizon, wäre aber eine starke
Ergänzung», heisst esweiter.

Ob sich die Schweiz an einem
Plan B der Briten beteiligen wür-
de, bleibt offen. Die Forscher ste-
hen dem skeptisch gegenüber. So
betont Egger vomNationalfonds,
dass die Schweiz ohne Beteili-
gung an Horizon für viele For-
scher nicht mehr attraktiv wäre.
«Aber natürlich müssen wir uns
Gedanken darüber machen, wie
wir mit einem allfälligen Aus-
schluss umgehenwürden.»

Was tunmit Schweizer
Jihad-Reisenden?Darüber
muss demnächst der
Sicherheitsausschuss des
Bundesrates entscheiden.
CamillaAlabor,
AndreaKučera

Seit Monaten sitzt die Schweizer
Jihad-Reisende mit ihrer knapp
zweijährigen Tochter im Norden
Syriens fest. 2015 war die junge
Frau aus Lausanne mit ihrem
Partner nach Syrien aufgebro-
chen, um sich dem IS anzu-
schliessen. Die zwei gerieten in
die Fänge der Kurden. Jetzt
möchte die Frau nachHause, wie
sie vergangenen Sommer Schwei-
zer Journalisten sagte, die sie vor
Ort besuchen konnten.

Doch die Schweiz tut sich
schwermit einemEntscheid. Seit
Monaten berät der Sicherheits-
ausschuss des Bundesrats, ob
man die Schweizer Jihad-Reisen-
den zurückholen soll oder nicht.

Jihadisten-Schicksal spaltetdiePolitik
Neben dem Lausanner Paar mit
Kind sollen auch zwei Frauen aus
der RegionBiel in der Region fest-
sitzen. Nächste Woche kommt
der Ausschuss, bestehend aus
Verteidigungsministerin Viola
Amherd (CVP), Aussenminister
Ignazio Cassis (FDP) und Justiz-
ministerin Karin Keller-Sutter
(FDP), erneut zusammen. Danach
will das Trio demGesamtbundes-
rat einen Vorschlag machen, wie
Amherd am Mittwoch vor den
Medien bekanntgab.

Gemäss Recherchen dieser Zei-
tung liegen dem Ausschuss meh-
rereOptionen vor: Entwederman
holt nur das Kind zurück oder das
Kind und die Mutter, alle fest-
gehaltenen Jihad-Reisenden oder
niemanden. Erstere Option
wurde letzten Sommer vertieft
geprüft, bis anhin aber dem Ver-
nehmen nach namentlich aus
Sicherheitsgründen nicht reali-
siert. Entschiede sich der Bundes-
rat für die Rücknahme, stellte
sich nachgelagert die Frage, ob

dies im Alleingang oder im Ver-
bundmit anderen Ländern erfol-
gen soll. Kompliziert wird die
Sache dadurch, dass die Schweiz
nicht direkt mit den Kurden ver-
handeln kann,weil das kurdische
Hoheitsgebiet nicht offiziell an-
erkannt wird. Lehnte die Regie-
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AmBundesstrafgerichtmüssten sich die Jihadisten verantworten.

rung eine Rücknahme ab, stellte
sich die Frage, ob die Schweiz für
die Errichtung eines Sondertribu-
nals vor Ort eintreten soll, oder ob
man von offizieller Seite einfach
nichts unternimmt.

Zumindest Justizministerin
Keller-Sutter hat diese Woche

klargemacht, wie sie mit Schwei-
zer Jihad-Reisenden umgehen
will: Sie würde es bevorzugen,
wenndiesen Personen vorOrt der
Prozess gemachtwürde, sagte sie
am Dienstag demWestschweizer
Radio RTS: «Die Sicherheit der
Schweizer Bevölkerung hat für
mich erste Priorität.» Zudem
stellten sich bei einem Prozess
hierzulande schwierige Fragen,
besonders im Hinblick auf das
Sammeln von Beweisen.

Sukkurs erhält die Justizminis-
terin aus dem rechtsbürgerlichen
Lager – aber nicht nur. Auch die
Justizministerin der Waadt, die
Grüne Béatrice Métraux, spricht
sich gegen eine Rückführung aus:
Sie ziehe eine Verurteilung vor
Ort vor, sofern ein fairer Prozess
garantiertwerden könne, schreibt
Métraux. Bei der SVPundder FDP
sieht man in den Rückkehrern
primär ein Sicherheitsrisiko. Die
Gefahr bestehe, dass diese Perso-
nen hierzulande weitere Terror-
akte begingen, sagt SVP-Frak-

tionspräsident Thomas Aeschi.
Beat Walti, Fraktionschef der
FDP, bevorzugt ein Uno-Sonder-
tribunal in der Region.

In der CVP sind dieMeinungen
gespalten, während sich die SP
für eine Strafverfolgung in der
Schweiz stark macht. Die Jihad-
Reisenden müssten «repatriiert,
vor Gericht gestellt und inhaftiert
werden», meint SP-Nationalrat
Carlo Sommaruga. Andernfalls
bestehe die Gefahr, dass diese
Personen versuchten, auf illega-
lem Weg heimzureisen. Manon
Schick von der Menschenrechts-
organisationAmnesty Internatio-
nal spricht sich ebenfalls für eine
Rückführung aus. Sie weist dar-
auf hin, dass die Chancen für ein
Uno-Sondergericht gering seien,
da Russland einem entsprechen-
den Beschluss des Uno-Sicher-
heitsrats kaum zustimmen
werde. «Denn es ist klar, dass ein
solches Gericht auch die Verbre-
chen desAsad-Regimes verfolgen
müsste», sagt Schick.

EU
(ohne UK)

53%

UK
10%

USA/
Kanada
24%

Asien
7%

Übrige
6%

2018

Internationale Kooperationen
bei Nationalfondsprojekten

Europa im Zentrum

Quelle: Schweizerischer Nationalfonds


